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In eigener Sache: 

BvLB-Bundeseniorenvertretung 
Am 7. Oktober 2025 fand die jährliche Mitgliederversammlung der Bundesarbeitsgemeinschaft der 
Seniorenorganisationen (BAGSO) in Frankfurt statt. Vertreterinnen und Vertreter von über 120 
Seniorenorganisationen kamen zusammen, um über die strategische Ausrichtung für 2026 abzustimmen. Im 
Mittelpunkt standen die Themen Digitalisierung im Alter, Pflegepolitik und gesellschaftliche Teilhabe. Die 
Vorsitzende, Frau Dr. Regina Görner, eröffnete die Versammlung mit einem Rückblick auf 2025 und auf den 
14. Deutschen Seniorentag in Mannheim.  
Im Rahmen der Mitgliederversammlung stellte Wolfgang Lambl den Bundesverband der Lehrkräfte für 
Berufsbildung (BvLB) als neues Mitglied der BAGSO vor. In seiner Darstellung betonte er besonders die 
zentrale Rolle beruflicher Bildung für die gesellschaftliche Teilhabe aller Generationen sowie für den 
generationenübergreifenden Wissenstransfer. Die Bundesseniorenvertretung des BvLB ist das zentrale 
Gremium zur Interessenvertretung der Lehrkräfte im Ruhestand im Bereich der beruflichen Bildung. 
Aufgaben und Ziele der Bundesseniorenvertretung 
Vertretung der Interessen älterer Mitglieder: Die Seniorenvertretung setzt sich für die Belange der im 
Ruhestand befindlichen Lehrkräfte ein, insbesondere in bildungs-, sozial- und gesellschaftspolitischen 
Fragen. 
Teilnahme am Verbandsleben: Sie fördert die aktive Mitwirkung der Senioren im Verband und nutzen deren 
Erfahrung und Expertise für bildungspolitische Diskussionen. 
Engagement für bessere Rahmenbedingungen: Dazu gehören Themen wie Pflege, soziale Sicherheit, 
Digitalisierung und Zugang zu Bildung für ältere Menschen. 
Struktur und Zusammenarbeit 
Einbindung in den BvLB: Die Seniorenvertretung ist Teil des BvLB und arbeitet eng mit den 
Landesverbänden zusammen, um regionale Anliegen zu bündeln und auf Bundesebene zu vertreten. 
Vernetzung mit anderen Organisationen: Sie ist in die Bundesseniorenvertretung des dbb eingebunden und 
arbeitet mit der BAGSO zusammen, um eine breite politische Wirkung zu erzielen. 
Die Bundesseniorenvertretung trägt dazu bei, dass die Stimme der erfahrenen Lehrkräfte innerhalb und 
außerhalb des Verbandes gehört wird und sie weiterhin aktiv zur Gestaltung der beruflichen Bildung 
beitragen können. Sie stärkt die Verbindungen zwischen Generationen und fördert ein inklusives 
Verbandsleben. Die personellen Funktionen innerhalb der Bundesseniorenvertretung sind durch Satzung 
und Beschlüsse des Hauptvorstandes klar strukturiert und orientieren sich an den Gremien des „dbb 
beamtenbund und tarifunion“. 
Personelle Funktionen 
Vertretung des BvLB: Wilhelm Schröder (Bundesseniorenvertreter), Wolfgang Lambl (Stellvertreter) 
Sie nehmen die strategische und organisatorische Leitung wahr, koordinieren die Arbeit der 
Seniorenvertretungen in den Landesverbänden, repräsentieren die Seniorenarbeit auf Bundesebene und 
seit 01.04.2025 auch in der BAGSO. 
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Landesverbände des BvLB: Sie sind Mitglieder der AG Bundesseniorenvertretung des BvLB, bringen 
regionale Anliegen ein, wirken an der bundesweiten Ausrichtung mit und beraten über aktuelle Fragen der 
Seniorenpolitik und erarbeiten Vorschläge für Maßnahmen. 
Fachtagungen: Sie finden einmal im Jahr statt, legen die Grundsätze und Leitlinien der Seniorenarbeit 
innerhalb des Verbandes fest und dienen der Vernetzung und dem Austausch zwischen den 
Landesvertretungen. 
Der Vorstand der BAGSO und die Mitgliederversammlung begrüßten den BvLB herzlich in ihren Reihen und 
freuen sich über Impulse aus dem Bereich der beruflichen Bildung für die Projekte und Themen der BAGSO 
als „Stimme der Älteren“. 
Quelle: Wolfgang Lambl BvLB 
 

 
Altenarbeit in den Kommunen 

(gekürzt) Das Themenheft mit dem Titel „Altenarbeit in den Kommunen – Eine Handreichung zur Umsetzung 
von § 71 SGB XII“ unterstützt die BAGSO eine bedarfsgerechte Seniorenarbeit aufzubauen. In der 
aktualisierten Auflage stehen Beratungsangebote für ältere Bürgerinnen und Bürger, Orte der Begegnung 
sowie die Förderung ehrenamtlichen Engagements. Angesprochen werden Fachleute in der Seniorenarbeit, 
Verwaltung und Politik sowie Mitglieder von Seniorenvertretungen, Seniorenbüros und anderen 
Seniorenorganisationen. Aufgezeigt werden Methoden einer kommunalen Altenplanung, die die Vielfalt der 
Lebenslagen im Alter berücksichtigt und die relevanten Akteure vor Ort beteiligt. Aktuelle Fallbeispiele aus 
Kommunen regen an, wie Seniorenberatung, Begegnungsangebote und Engagement-Förderung entwickelt 
werden können. Vorgaben und Programme der Bundesländer werden vorgestellt. Die Handreichung gibt den 
Seniorenvertretungen Fragen an die Hand, mit denen sie auf Politik und Verwaltung zugehen und den 
Ausbau der Altenarbeit unterstützen können. Dargestellt werden die rechtlichen Grundlagen der Altenarbeit 
in den Kommunen. § 71 SGB XII spielt die zentrale Rolle in Landkreisen und kreisfreien Städten. Sie sind 
verpflichtet ein Mindestmaß an Beratung und offene Hilfsangebote für ältere Menschen zu gewährleisten. 
Die aktualisierte Handreichung macht deutlich, dass sich immer mehr Bundesländer und Kommunen bei 
ihren Angeboten für Ältere auf den § 71 SGB XII beziehen. 
Hinweis: das Themenheft „Altenarbeit in Kommunen – Eine Handreichung zur Umsetzung von § 71 SGB XII“ 
kann kostenfrei bestellt oder als pdf heruntergeladen oder telefonisch unter 0228/2499930 bestellt werden. 
Quelle: Bundesarbeitsgemeinschaft der Seniorenorganisationen e.V. 
 

Bezahlungsmöglichkeiten mit Bargeld 
(gekürzt) Verbraucher- und Sozialverbände fordern stärkere Absicherungen für unproblematische 
Bezahlungsmöglichkeiten mit Bargeld. 14 Organisationen rufen in einem gemeinsamen Apell die 
Bundesregierung zu einem Gesetz mit Schutzregeln dafür auf. In ihm soll sichergestellt werden, dass 
Bargeld grundsätzlich als Zahlungsmittel akzeptiert wird und dass alle Menschen kostenfrei und barrierefrei 
in angemessener Nähe Zugang zu Bargeld haben, sei es über Geldautomaten oder andere Lösungen. 
Hinter dem Aufruf stehen unter anderem der Verbraucherzentrale Bundesverband, der Paritätische 
Gesamtverband, der Sozialverband VdK, die Arbeiterwohlfahrt und die Sozialdienste der evangelischen und 
katholischen Kirche, Diakonie und Caritas, das Deutsche Kinderhilfswerk, die Bundesarbeitsgemeinschaft 
der Seniorenorganisationen (BAGSO), Verbände der Schaustellerbranche und das Bäckerhandwerk. In dem 
Appell unterstreichen die Verbände die Bedeutung der Barzahlung, die unabhängig von einem Bankkonto 
und Zugang zum Internet verwendet werden kann. Darauf angewiesen seien besonders Menschen in 
prekären Lebenslagen, Kinder und Jugendliche. Aktivitäten von Vereinen, Kirchengemeinden, Schulen und 
anderen ehrenamtlichen Initiativen wie Kuchenbasare, Spendenaktionen oder Feste sind nur mit Bargeld 
praktikabel. Der Handelsverband Deutschland hat erläutert, dass Geschäfte trotz wachsender Anteile von 
SB-Kassen weiterhin fast ausnahmslos Möglichkeiten zur Barzahlung anbieten. 
Quelle: Appell der Sozial- und Wirtschaftsverbände (siehe Text) 
 

Entgelterhöhung im Pflegeheim 
(gekürzt) Bei der Pflege im Heim entstehen unterschiedliche Kosten zum Beispiel für Pflege, Unterbringung, 
Verpflegung, Ausbildung, Instandhaltung der Gebäude. Es darf unter bestimmten Vorsetzungen 
Preissteigerungen an die Bewohnerinnen und Bewohner weiterleiten. Die gesetzliche Grundlage ist dafür 
das Wohn- und Betreuungsvertragsgesetz. Die Preissteigerungen müssen angemessen sein. Was das 
bedeutet, können Außenstehende nicht so leicht beurteilen. Bei der Einschätzung kann der Vergleich mit 
den Entgelten anderer Heime helfen. 
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Bei einer Entgelterhöhung gelten Regeln: 
Die Ankündigung für eine Entgelterhöhung darf nicht per E-Mail erfolgen, es braucht ein Schreiben auf 
Papier. Aus dem Schreiben muss hervorgehen, ab welchem Datum mehr zu zahlen ist.  Das Schreiben 
muss mindestens vier Wochen vor dem Tag, an dem die Preiserhöhung wirksam werden soll, der 
betroffenen Person vorliegen (lt. Verbraucherzentrale). Aus dem Schreiben muss klar hervorgehen, für 
welche Positionen die Preise steigen. Dabei sind alte und neue Kostenbestandteile gegenüberzustellen. 
Auch der Umlage-Maßstab ist zu benennen. Auf Anfrage ist das Pflegeheim verpflichtet, Einsicht in die 
Kalkulationsunterlagen zu gewähren. Um daraus schlau zu werden, braucht es aber betriebswirtschaftliche 
Kenntnisse (lt. Verbraucherzentrale). Das Schreiben muss von der Heimleitung eigenhändig unterschrieben 
worden sein. 
Betroffene sollten prüfen:  
Ist das plausibel, was mir mitgeteilt wird? Gibt es mögliche Fehler? Wer den Verdacht hat, dass das sein 
könnte, sollte aktiv werden. Ein Gespräch mit der Heimleitung kann weiterhelfen. Der Biva-
Pflegeschutzbund, allerdings nur für Mitglieder zugänglich, wie auch einige Verbraucherzentralen bieten 
Beratung an. Wenn die Ankündigung der Entgelterhöhung fehlerhaft ist, kann die Zustimmung verweigert 
werden. Hierfür stellt die Verbraucherzentrale einen Musterbrief zur Verfügung. Ist alles korrekt, hat das 
Heim einen Anspruch auf Zustimmung. Hinweis: Die Preiserhöhung zu ignorieren und nicht mehr zu zahlen 
als vorher, kann nach hinten losgehen, man riskiert seinen Pflegeplatz. Aber, es gibt ein 
Sonderkündigungsrecht, nachdem man den Heimplatz zu dem Zeitpunkt kündigen kann, ab dem die 
Erhöhung gilt. 
Mehr dazu unter www.ihre-vorsorge/finanzen/nachrichten/pflegeheim-wird-teuerer  
Quellen: Deutsche Rentenversicherung, Wohn- und Betreuungsvertragsgesetz, Biva-Pflegeschutzbund, 
Verbraucherzentrale 
 

Hinweis zur elektronischen Bekanntgabe von Steuerbescheiden 
Der Artikel in Nr. 209 „Digitaler Steuerbescheid“ ist überholt. 
Die ursprünglich für 2026 vorgesehene Umstellung auf die elektronische Bekanntgabe von 
Steuerbescheiden ist auf den 1. Januar 2027 verschoben worden. Für die Bekanntgabe der 
Steuerbescheide ergibt sich im Jahr 2026 deshalb noch keine Änderung. Falls Sie jedoch bereits in der 
Vergangenheit in die elektronische Bekanntgabe eingewilligt haben oder dies noch im Jahr 2026 
beabsichtigen, erfolgt die Bekanntgabe grundsätzlich wie gewünscht elektronisch. In allen anderen Fällen 
erfolgt im Jahr 2026 weiterhin eine postalische Bekanntgabe. Widersprüche gegen eine elektronische 
Bekanntgabe bzw. Anträge auf eine Bekanntgabe auf dem Postwege sind für das Jahr 2026 daher nicht 
erforderlich. Ab dem 1. Januar 2027 werden die Steuerbescheide auch ohne Ihre ausdrückliche Einwilligung 
elektronisch bekanntgegeben, wenn Sie die Steuererklärung zuvor elektronisch an das Finanzamt 
übermittelt haben. Um in diesen Fällen den Steuerbescheid dennoch in Papierform zu erhalten, wäre ein 
Widerspruch gegen die elektronische Bekanntgabe erforderlich. Für die Widersprüche gegen eine 
elektronische Bekanntgabe ab dem 1. Januar 2027 wird noch in diesem Jahr eine elektronische 
Antragsmöglichkeit geschaffen. Bitte sehen Sie von Anträgen in Papierform ab und nutzen Sie ggf. die dann 
zur Verfügung stehende elektronische Antragsmöglichkeit. Wenn Sie nicht über einen ELSTER-Zugang 
verfügen und Ihre Steuererklärung soll auch zukünftig auf Papier erfolgen, brauchen Sie der elektronischen 
Bekanntgabe nicht zu widersprechen. Sie erhalten den Steuerbescheid auch ab 2027 weiterhin wie gewohnt 
in Papierform. 
Quelle: Landesamt für Steuern Niedersachsen 
 

ALLIANZ darf den Rentenfaktor nicht einfach kürzen 
Urteil: Bundesgerichtshof Az.: IV ZR 34/25 
Der BGH hat entschieden: Die ALLIANZ darf nicht einfach den Rentenfaktor bei einem fondsgebundenen 
Riester-Vertrag kürzen, wenn sie sich nicht gleichzeitig verpflichtet, den Rentenfaktor später wieder zu 
erhöhen, sofern sich die Umstände ändern, die vorher zu der Kürzung führten. Die Verbraucherschützer 
gehen davon aus, dass das BGH-Urteil, über die Verträge der Allianz hinaus, auch für andere 
fondsgebundene Riester-, Rürup-, Betriebs- und private Rentenverträge anwendbar ist, die Versicherer bis 
Mitte der 2010er-Jahre anboten. Ob andere Versicherer wie die Allianz einlenken oder wieder erst per 
Gericht dazu gezwungen werden müssen, bleibt zunächst offen. 
Verbraucherzentralen raten Versicherten:  
Prüfen Sie, ob es sich um eine fondsgebundene Rentenversicherung handelt. Auf dem Antrag, der Police 
oder in den jährlichen Standmitteilungen steht, ob Beiträge in Investmentfonds investiert werden. 
Schauen Sie nach, ob vom Versicherer ein Schreiben vorliegt, in dem dieser eine Senkung des 
Rentenfaktors mitgeteilt hat. Die langfristigen Zinsen sind ab 2010 unter den Wert von drei Prozent pro Jahr 
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gefallen. Prüfen Sie besonders Ihre Unterlagen in den folgenden Jahren daraufhin, ob Sie ein solches 
Schreiben erhalten haben. 
Lesen Sie nach, ob es in den Versicherungsbedingungen eine Klausel gibt, in der festgelegt ist, dass der 
Rentenfaktor einseitig angepasst werden darf, ohne Pflicht zur Wiederanhebung. 
 
Wenn Sie alle Fragen bejahen, dürfte das Urteil auf Ihren Vertrag anwendbar sein. Sie haben dann 
Anspruch auf Neuberechnung und gegebenenfalls Nachzahlung bereits gekürzter Renten, lt. 
Verbraucherzentralen. Diese haben dafür einen Musterbrief zur Verfügung gestellt, den 
Kürzungsgeschädigte bei Bedarf individuell anpassen können. 
Quelle: Bundesgerichtshof 
 
 


